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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Bundeseinheitliche Regelung der Besoldung für Lehrämter 
mit stufenbezogenem Schwerpunkt, einschließlich der diesen 
Lehrkräften zugeordneten Beförderungsämter, sowie für 
Schulleitungsämter und sonstige Beförderungsämter an inte-
grierten und kooperativen/additiven Gesamtschulen. Gleich-
zeitige Aufhebung der bis zum 31. Dezember 1983 geltenden 
Übergangsregelungen. Ferner Neustrukturierung der Besol-
dung der Ämter mit Leitungsfunktion an Orientierungsstu-
fen. 

B. Lösung 

Die Übergangsregelung in § 77 des Bundesbesoldungsgesetzes 
(BBesG) wird in der Weise abgelöst, daß 

— das Amt des Primarstufenlehrers in Besoldungsgruppe 
A 12 belassen wird, 

— das Grundamt des Lehrers mit der Befähigung für das 
Lehramt der Sekundarstufe I ebenfalls der Besoldungs-
gruppe A 12 zugeordnet wird mit der Maßgabe, daß 

— bei einer Verwendung an der integrierten Gesamt-
schule nach achtjähriger Lehrtätigkeit eine Amtszulage 
gewährt werden kann, 

— bei einer Verwendung an der Realschule oder dem 
Gymnasium nach achtjähriger Lehrtätigkeit die Mög-
lichkeit der Beförderung nach Besoldungsgruppe A 13 
eröffnet wird, 

— die Ämter der Lehrer mit der Befähigung für das Lehramt 
der Sekundarstufe II den Ämtern der Laufbahn mit dem 
Eingangsamt „Studienrat" zugeordnet werden. 
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Die gleichfalls vorgesehene Ablösung der Übergangsregelung 
in § 80 BBesG sowie weitere Korrekturen erfolgen unter Be-
rücksichtigung schulorganisatorischer Besonderheiten in den 
jeweiligen Ländern. 

Die notwendigen funktionsgebundenen Beförderungsämter 
für Stufenlehrer sowie die Beförderungsämter an Gesamt-
schulen werden entweder — soweit die Organisationsstruktu-
ren dies zulassen — unmittelbar bundesrechtlich eingestuft 
oder unter Festlegung allgemein geltender Maßstäbe den Län-
dern zur Regelung zugewiesen. 

Durch Absenkung der Ämter mit Leitungsfunktion an selb-
ständigen schulformunabhängigen Orientierungsstufen und 
Ausbringung neuer Ämter für die Leiter unselbständiger 
Orientierungsstufen soll die Besoldung der Leiter sämtlicher 
Orientierungsstufen entsprechend einer funktionsgerechten 
Bewertung neu geregelt werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Für den Bereich des Bundes keine. 

Für die Länder mit Stufenlehrern sind Kostenminderungen 
zu erwarten. Deren Umfang ist von der Zahl der Neueinstel-
lungen und von der Altersstruktur der vorhandenen Lehrer-
schaft abhängig. Eine erhebliche Rolle spielen auch die für die 
Besoldung der Stufenlehrer bisher angewendeten Rechtsvor-
schriften. Die Kostenminderungen sind daher nicht allgemein 
bezifferbar. Hinsichtlich der Neustrukturierung der Besol-
dung der Leiter von Orientierungsstufen ist bei Ländern mit 
selbständigen Orientierungsstufen in absehbarer Zeit mit ei-
ner Kosteneinsparung zu rechnen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) — 225 00 — Bu 163/84 

Bonn, den 24. April 1984 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 531. Sitzung am 3. Februar 1984 beschlossenen Entwurf eines 
... Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates ist 
in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Genscher 
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Anlage 1 

Entwu rf  eines . .. Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1980 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch das Gesetz vom ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 77 wird gestrichen. 

2. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird als Nummer 8 eingefügt: 

„8. schulfachliche Koordinierung an inte-
grierten Gesamtschulen.", 

b) als Satz 3 wird angefügt: 

„Eine Stellenzulage nach Nummer 8 darf nur 
anstelle der Inanspruchnahme von Beförde-
rungsämtern im Rahmen der Nummer 17 
Abs. 1 der Vorbemerkungen zu den Bundes-
besoldungsordnungen A und B gewährt wer-
den." 

3. § 79 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Rektoren, Konrektoren und Zweite Kon-
rektoren von Grund- und Hauptschulen sowie 
Hauptschulen — in Berlin auch Grundschulen 
— können in den Ländern Berlin und Hessen 
durch Landesgesetz eingestuft werden; die 
Grundsätze sachgerechter Bewertung sind zu 
beachten. Die höchste Einstufung darf die Besol-
dungsgruppe A 14 ohne Amtszulage nicht über-
steigen. Konrektoren von Grundschulen mit 
mehr als 180 bis zu 360 Schülern können in Bre-
men durch Landesgesetz höchstens in die Besol-
dungsgruppe A 13 ohne Amtszulage eingestuft 
werden." 

4. § 80 wird gestrichen. 

5. Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A 
und B) wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 17 der Vorbemerkungen erhält fol-
gende Fassung: 

„17. Beförderungsämter an Gesamtschulen 

(1) Die durch dieses Gesetz nicht geregel-
ten Ämter für herausgehobene Funktionen 

an- integrierten Gesamtschulen (Sekundar-
stufen I und II) sind landesrechtlich unter-
halb der Besoldungsgruppe A 15 nach Maß-
gabe sachgerechter Bewertung auf Grund ei-
nes Vergleichs mit den Anforderungen an die 
in der Bundesbesoldungsordnung A ausge-
wiesenen Ämter mit entsprechenden Aufga-
ben einzustufen. Soweit Planstellen für Äm-
ter nach Satz 1 mit Lehrkräften in Laufbah-
nen, deren Eingangsamt der Besoldungs-
gruppe A 13 zuzüglich einer Stellenzulage 
nach der Nummer 27 Abs. 1 Buchstabe d zu-
geordnet ist, besetzt werden, sind Planstellen 
der Besoldungsgruppe A 14 mit Amtszulage 
in die Obergrenze nach Fußnote 9 zur Besol-
dungsgruppe A 15 einzubeziehen. Von der 
Gesamtzahl der Planstellen für Lehrkräfte 
an integrierten Gesamtschulen, die nicht ei-
ner Laufbahn nach Satz 2 angehören, dürfen 
höchstens 12 vom Hundert auf Ämter nach 
Satz 1 entfallen; die Höchstgrenze beträgt 18 
vom Hundert, wenn für die Wahrnehmung 
von Aufgaben der schulfachlichen Koordinie-
rung eine Anrechnung auf das Regelstunden

-

maß nicht gewährt wird. 

(2) Die durch dieses Gesetz nicht geregel-
ten Ämter für herausgehobene Funktionen 
an kooperativen/ additiven Gesamtschulen 
sind landesrechtlich nach Maßgabe sachge-
rechter Bewertung auf Grund eines Ver-
gleichs mit den Anforderungen an die in der 
Bundesbesoldungsordnung A ausgewiesenen 
Ämter mit entsprechenden Aufgaben einzu-
stufen. Die Einstufung der Ämter für die Lei-
ter von Schulzweigen muß jeweils unterhalb 
der Einstufung der entsprechenden Ämter an 
selbständigen Schulen, jedoch nicht unter-
halb der Einstufung der Ämter für die Leiter 
von Hauptschulen mit vergleichbarer Schü-
lerzahl, liegen." 

b) In Nummer 27 Abs. 1 der Vorbemerkungen 
werden die Worte „und die Studienräte an 
Volks- und Realschulen der Freien und Han-
sestadt Hamburg" gestrichen. 

c) In Besoldungsgruppe A 12 werden eingefügt 

aa) bei der Amtsbezeichnung „Lehrer" der 
Funktionszusatz „— mit der Befähigung 
für das Lehramt der Sekundarstufe I bei 
entsprechender Verwendung —1) 

bb) am Schluß die Fußnote 

„10) kann bei Verwendung an einer inte-
grierten Gesamtschule nach einer 
von der Anstellung an gerechneten 
mindestens achtjährigen Lehrtätig-
keit an integrierten Gesamtschulen, 
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Realschulen oder Gymnasien eine 
Amtszulage nach Anlage IX erhal-
ten. Satz 1 gilt nicht für Lehrer in 
Bremen, Hamburg und  Hessen."  

d) In Besoldungsgruppe A 13 werden 

aa) bei der Amtsbezeichnung „Lehrer" die 
bisherigen Funktionszusätze durch fol-
gende Funktionszusätze ersetzt: 

„— mit der Befähigung für das Lehramt 
der Sekundarstufe I bei Verwen-
dung an einer Realschule oder an ei-
nem Gymnasium — 8) 

— in Berlin mit fachwissenschaftlicher 
Ausbildung von mindestens acht Se-
mestern Dauer in zwei Fächern, 
wenn sich die Lehrbefähigung auf 
Grund-, Haupt-, Realschulen und 
Gymnasien erstreckt, bei einer die-
ser Befähigung entsprechenden Ver

-

wendung — 10) 12) 

— in Bremen mit der Befähigung für 
die Sekundarstufe I bei überwiegen-
der Verwendung in Realschul- oder 
Gymnasialbereichen eines Schul-
zentrums, Orientierungsstufen, Re-
alschulen, Gymnasien sowie inte-
grierten Gesamtschulen —8) 11) 

— in Hamburg mit der Befähigung für 
das Lehramt an der Grund- und Mit-
telstufe bei überwiegender Verwen-
dung in Realschulbereichen, Orien-
tierungsstufen, Gymnasien sowie 
der Sekundarstufe I einer integrier-
ten Gesamtschule —8) 11) 

— in Hessen mit der Befähigung für 
das Lehramt an Haupt- und Real-
schulen bei überwiegender Verwen-
dung in Realschulbereichen, Förder-
stufen, Gymnasien, beruflichen 
Schulen sowie der Sekundarstufe I 
einer integrierten Gesamtschule — 
8) 11) ,,  

bb) bei der Amtsbezeichnung „Studienrat" 
im zweiten Funktionszusatz nach dem 
Wort „Gymnasien" ein Komma sowie die 
Worte „der Sekundarstufe II" eingefügt, 

cc) am Schluß die bisherige Fußnote 8 durch 
die nachstehende Fußnote ersetzt: 

„8) Dieses Amt kann nach einer von der 
Anstellung an gerechneten minde-
stens achtjährigen überwiegenden 
Lehrtätigkeit an integrierten Ge-
samtschulen, schulformunabhängi-
gen Orientierungs- oder Förderstu-
fen, Realschulen, Gymnasien oder 
beruflichen Schulen verliehen wer-
den." 

sowie folgende Fußnoten angefügt: 
,11)  In Bremen an Schulzentren der Se-

kundarstufe I höchstens 76 v. H., in 

Hamburg an Volks- und Realschulen 
höchstens 41 v. H., in Hessen an ver-
bundenen Haupt- und Realschulen 
höchstens 63 v. H. sowie an inte-
grierten Gesamtschulen dieser Län-
der höchstens 75 v. H. der jeweiligen 
Gesamtzahl der planmäßigen Beam-
ten der Besoldungsgruppe A 12 und 
A 13 im Amt des „Lehrers" an diesen 
Schulen. 

12)  Höchstens 50 v. H. der Gesamtzahl 
der planmäßigen Beamten in der 
Laufbahn der Lehrer mit dem Ein-
gangsamt in den Besoldungsgrup-
pen A 12 und A 13.` 

e) In Besoldungsgruppe A 14 werden eingefügt 

aa) bei der Amtsbezeichnung „Oberstudien-
rat" im zweiten Funktionszusatz nach 
dem Wort „Gymnasium" ein Komma so-
wie die Worte „der Sekundarstufe II,", 

bb) die Amtsbezeichnung 

„Oberlehrer am Gymnasium 

— mit der Befähigung für das Lehramt 
der Sekundarstufe I bei Wahrneh-
mung von Aufgaben der schulfachli-
chen Koordinierung — 9)", 

cc) am Schluß die Fußnote 

„9) Höchstens 12 v. H. der Gesamtzahl 
der an Gymnasien verwendeten 
planmäßigen Lehrkräfte mit der Be-
fähigung für das Lehramt der Se-
kundarstufe I." 

f) In Besoldungsgruppe A 15 werden eingefügt 

aa) „Direktor an einer Gesamtschule 

— als Leiter der Sekundarstufe I einer 
integrierten Gesamtschule mit gym-
nasialer Oberstufe mit mehr als 720 
Schülern in den Jahrgangsstufen 7 
bis 10 —13) 

— als Leiter der gymnasialen Oberstufe 
an einer integrierten Gesamtschu-
le —14) 

— als der pädagogische/didaktische Ko-
ordinator der Schule —13)", 

bb) „Gesamtschuldirektor 

— als Leiter einer Gesamtschule, soweit 
nicht in Besoldungsgruppe A 16 — 7 ) 

— als der ständige Vertreter des Leiters 
einer Gesamtschule —11) 

— als Mitglied einer kollegialen Schul-
leitung 

cc) am Schluß die Fußnoten 

„ 11 ) Erhält als der ständige Vertreter ei-
nes Leitenden Gesamtschuldirek-
tors eine Amtszulage nach Anlage 
IX.", 
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„12) Das Amt kann nur anstelle der Äm-
ter für den Schulleiter und seinen 
ständigen Vertreter in Besoldungs-
gruppe A 15 und höher in Anspruch 
genommen werden.", 

„13) Soweit Angehöriger einer Laufbahn 
mit dem der Besoldungsgruppe A 13 
zuzüglich einer Stellenzulage nach 
der Vorbemerkung Nummer 27 
Abs. 1 Buchstabe d zugeordneten 
Eingangsamt „Studienrat", nur im 
Rahmen der Obergrenze nach Fuß-
note 9.", 

„14) Im Rahmen der Obergrenze nach 
Fußnote 9." 

g) In Besoldungsgruppe A 16 wird eingefügt : 

„Leitender Gesamtschuldirektor 

— als Leiter einer Gesamtschule mit voll 
ausgebauter gymnasialer Oberstufe oder 
mit einer bis zur Jahrgangsstufe 10 ausge-
bauten Sekundarstufe I und mehr als 
1 000 Schülern —". 

6. In der Anlage IX (Amtszulagen, Stellenzulagen, 
Zulagen, Vergütungen) erhält der letzte Ab-
schnitt unter „Bundesbesoldungsordnungen A 
und B" bei Besoldungsgruppe A 12 und Besol-
dungsgruppe A 15 folgende Fassung: 

„A 12 	7,8 	159,20 
10 	191,02", 

„A 15 	7,11 	191,02". 

Artikel 2 

Weitere Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A 
und B) des Bundesbesoldungsgesetzes in der in Ar-
tikel 1 genannten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In Besoldungsgruppe A 13 werden eingefügt: 

a) bei der Amtsbezeichnung „Konrektor" die 
Funktionszusätze 
„— als der ständige Vertreter des Leiters ei-

ner selbständigen schulformunabhängi-
gen Orientierungsstufe mit mehr als 180 
bis zu 360 Schülern — 7 ) 

— als Leiter einer unselbständigen schul

-

formunabhängigen Orientierungsstufe 
mit bis zu 180 Schülern 

— als Leiter einer unselbständigen schul

-

formunabhängigen Orientierungsstufe 
mit mehr als 180 Schülern — 7)", 

b) bei der Amtsbezeichnung „Rektor" der Funk-
tionszusatz „— einer selbständigen schul

-

formunabhängigen Orientierungsstufe mit 
bis zu 180 Schülern — 7)", 

c) die Amtsbezeichnung „Zweiter Konrektor — 
einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 540 Schü-
lern — 7)". 

2. In Besoldungsgruppe A 14 werden 

a) bei der Amtsbezeichnung „Konrektor" der er-
ste Funktionszusatz und im zweiten Funk-
tionszusatz der Fußnotenhinweis „5)" gestri-
chen, 

b) bei der Amtsbezeichnung „Rektor" der dritte 
Funktionszusatz und im vierten Funktions-
zusatz der Fußnotenhinweis „5)" gestrichen, 

c) die Amtsbezeichnung „Zweiter Konrektor — 
einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 540 Schü-
lern —" gestrichen, 

d) bei der Amtsbezeichnung „Rektor" der Funk-
tionszusatz „— einer selbständigen schul

-

formunabhängigen Orientierungsstufe mit 
mehr als 360 Schülern — 5)" eingefügt. 

3. In Besoldungsgruppe A 15 wird die Amtsbe-
zeichnung „Rektor — einer selbständigen schul

-

formunabhängigen Orientierungsstufe mit mehr 
als 360 Schülern —" gestrichen. 

Artikel 3 

Übergangsvorschriften 

§1 

(1) Die künftig wegfallenden Ämter und Amtsbe-
zeichnungen einschließlich Zulagen sind in der An-
lage aufgeführt. Die Ämter dürfen nicht mehr ver-
liehen und Zulagen nicht mehr neu gewährt wer-
den, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Rechtsvorschriften der Länder treten außer 
Kraft, soweit dieses Gesetz die Zuordnung von Äm-
tern zu den Besoldungsordnungen einschließlich 
der Gewährung von Amtszulagen, Stellenzulagen 
und sonstigen Zulagen regelt. 

(3) Soweit durch dieses Gesetz Einstufungen oder 
Amtsbezeichnungen von Ämtern oder die Gewäh-
rung von Amtszulagen geändert werden, sind die 
hiervon betroffenen Beamten in die neuen Ämter 
übergeleitet. Die Änderungen sind einschließlich 
der Änderungen von Funktionsbezeichnungen und 
Zulagen in einer Rechtsverordnung aufzuführen, 
die die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun-
desrates erläßt. 

(4) Soweit dieses Gesetz die Länder zur Anpas-
sung des Landesrechts an Bundesrecht verpflichtet, 
ist die Anpassung innerhalb von zwei Jahren nach 
Verkündung dieses Gesetzes vorzunehmen. 

§2 

(1) Beamten, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Anspruch auf eine Stellenzulage nach § 77 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 
31. Dezember 1983 geltenden Fassung haben, wird 
diese Stellenzulage in der Höhe der Amtszulage 
nach Fußnote 10 zur Besoldungsgruppe A 12 weiter- 
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gewährt, solange die Anspruchsvoraussetzungen er-
füllt sind. 

(2) Bei der Anwendung der Fußnote 11 zur Besol-
dungsgruppe A 13 bleiben die bei Inkrafttreten die-
ses Gesetzes vorhandenen Beamten sowie die Be-
amten in künftig wegfallenden Ämtern (Anlage) au-
ßer Betracht. 

(3) Wird für den Lehrer in der Besoldungsgruppe 
A 12a in Bremen und für den Studienrat — an 
Volks- und Realschulen — in der Besoldungsgruppe 
A 13 in Hamburg (Anlage) auf Grund des § 78 des 
Bundesbesoldungsgesetzes eine Landesregelung 
getroffen, darf die Zulage unter Hinzurechnung des 
Grundgehalts den Betrag, der nach den allgemei-
nen für Lehrer geltenden Vorschriften des Bundes-
besoldungsgesetzes zulässig wäre, nicht überschrei-
ten. 

§3 

Verringern sich durch dieses Gesetz die Bezüge 
eines Beamten, so gilt Artikel IX §§ 11 und 12 des 
Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neure-
gelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom ..., entsprechend. 

§4 

(1) § 77 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1983 geltenden Fassung gilt bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes fort. 

(2) Bei Anwendung des § 19a des Bundesbesol-
dungsgesetzes gilt § 77 Abs. 2 des Bundesbesol-
dungsgesetzes mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der Besoldungsgruppe A 13 die Besoldungsgruppe 
A 12 tritt. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 
I in Kraft. 
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Anlage 

Zu Artikel 3 § 1 Abs. 1 

Künftig wegfallende Ämter und Amtsbezeichnungen 

Land 	BesGr Bezeichnung des Amtes 

Baden- 	A 13 	Lehrer 
Württemberg 	— mit fachwissenschaft

-

licher Ausbildung in 
zwei Fächern, wenn 
sich die Lehrbefähi-
gung auf Haupt- und 
Realschulen oder 
Gymnasien erstreckt, 
bei einer dieser Befä-
higung entsprechen-
den Verwendung — 1 ) 

1 ) Weiterhin Eingangsamt für Beamte, die die Befähigung 
für das Lehramt an einer Unter- und Mittelstufe der 
Gymnasien nach der Verordnung vom 14. Juni 1976 
(GBl.BW. S. 504) erworben haben. 

Bremen 	A 12 a Lehrer 1) 2) 3) 4) 5) 
A 13 	Lehrer für das Lehramt 

an öffentlichen Schulen 
— mit der Befähigung 

für die Primarstufe 
oder die Sekundarstu-
fe I — 6) 

1 ) Weiterhin Eingangsamt für Beamte, die beide Prüfun-
gen für das Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschu-
len in zwei Wahlfächern abgelegt haben. Das Amt kann 
ferner den bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhande-
nen Beamten in der Laufbahn der Lehrer, die nach 
Vollendung des 21. Lebensjahres eine 20jährige Dienst-
zeit abgeleistet haben, weiterhin verliehen werden; das 
Nähere über die Dienstzeit regelt die Senatskommis-
sion für das Personalwesen. Die Gewährung von Zula-
gen nach § 46 des Bundesbesoldungsgesetzes bleibt un-
berührt. 

2) Erhält für die Dauer seiner Tätigkeit 
a) als alleinstehender Lehrer oder als erster Lehrer bei 

einer Schule mit zwei bis vier Klassen, 
b) als Lehrer bei 

einer beruflichen Schule 
einer voll ausgebauten Gesamtschule 
einem Gymnasium 
einer Sonderschule 

eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von 50 DM. Die 
Stellenzulage kann weiterhin neu gewährt werden. 

3) Erhält für die Dauer seiner Tätigkeit als Pädagogischer 
Mitarbeiter beim Senator für Bildung eine Stellenzu-
lage von 50 DM. Die Stellenzulage kann weiterhin neu 
gewährt werden. 

4) Erhält für die Dauer seiner Tätigkeit als Assistent bei 
der Universität Bremen eine Zulage in Höhe des Unter-
schieds zwischen den Bezügen seiner Besoldungs-
gruppe und denjenigen der Besoldungsgruppe A 13. 

5) Die Grundgehaltssätze und die Tarifklasse des Orts-
zuschlags ergeben sich aus dem Anhang. 

Land 	BesGr Bezeichnung des Amtes 

6) Weiterhin Eingangsamt für Beamte, die bei Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes nach § 19 Abs. 1 Satz 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes Anspruch auf Grundgehalt nach 
der Besoldungsgruppe dieses Amtes haben und bis zur 
Verleihung des Amtes ohne Unterbrechung behalten. 
Die Gewährung von Zulagen nach § 46 des Bundesbe-
soldungsgesetzes bleibt unberührt. 

Hamburg 	A 13 	Studienrat 
— an Volks- und Real-

schulen — 1 ) 

1 ) Ohne Stellenzulage nach Nummer 27 der Vorbemer-
kungen zu den Besoldungsordnungen A und B. 
Weiterhin Eingangsamt für Beamte, die nach dem bis 
zum 31. Mai 1982 geltenden Recht ausgebildet sind oder 
sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch in Ausbil-
dung befinden. Die Gewährung von Zulagen nach § 46 
des Bundesbesoldungsgesetzes bleibt unberührt. 

Hessen 	A 13 	Lehrer 
— mit fachwissenschaft-

licher Ausbildung in 
zwei Fächern, wenn 
sich die Lehrbefä-
higung auf Haupt-
und Realschulen oder 
Gymnasien erstreckt, 
bei einer dieser Befä-
higung entsprechen-
den Verwendung — 1 ) 

1 ) Weiterhin Eingangsamt für Beamte, die bei Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes nach § 19 Abs. 1 Satz 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes Anspruch auf Grundgehalt nach 
der Besoldungsgruppe dieses Amtes haben und bis zur 
Verleihung des Amtes ohne Unterbrechung behalten. 

Niedersachsen A 13 	Lehrer 
— mit fachwissenschaft-

licher Ausbildung in 
zwei Fächern, wenn 
sich die Lehrbefä-
higung auf Haupt-
und Realschulen oder 
Gymnasien erstreckt, 
bei einer dieser Befä-
higung entsprechen-
den Verwendung — 
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Anhang 

Besoldungsgruppe A 12 a 
Ortszuschlag Tarifklasse I c 

Dienstaltersstufe 1 2 3 4 5 6 7 

Grundgehalt DM 	 2 223,20 2 343,50 2 463,80 2 584,10 2 704,40 2 824,70 2 945,00 

Dienstaltersstufe 8 9 10 11 12 13 14 

Grundgehalt DM 	 3 065,30 3 185,60 3 305,90 3 426,20 3 546,50 3 666,80 3 787,10 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Mit dem Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, 
die in § 77 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) 
enthaltene „Übergangsregelung für Stufenlehrer" 
durch eine endgültige bundesrechtliche Einstufung 
der Ämter für Lehrer mit stufenbezogener Lehr-
amtsbefähigung abzulösen. 

Das Bundesbesoldungsgesetz regelt bisher in der 
Bundesbesoldungsordnung A unmittelbar nur die 
Einstufung der Lehrämter mit schulformbezogener 
Lehramtsbefähigung sowie der Beförderungsämter 
an den Schulen des herkömmlich gegliederten 
Schulwesens in den Ländern. 

Neben der überkommenen Ausrichtung des Schul-
systems haben sich in einigen Ländern sowohl hin-
sichtlich der Schulorganisation als auch der Lernin-
halte Formen der Gliederung des Schulwesens nach 
Schulstufen (Primarstufe, Sekundarstufe I, Sekun-
darstufe II) entwickelt. Die alle Bildungsinhalte, 
insbesondere der Sekundarstufe I, umfassende inte-
grierte Gesamtschule ist inzwischen zum Teil als 
Regelschule anerkannt, zum Teil wird sie als schuli-
sches Angebot oder als Versuchsschule geführt. 
Dieser Entwicklung ist auch die Lehrerausbildung 
gefolgt: Ausbildungsgänge, die zum Erwerb der 
Lehrbefähigung für die Primarstufe, der Sekundar-
stufe I oder der Sekundarstufe II führen, haben z. T. 
die Ausbildung nach schulformbezogenen Inhalten 
verdrängt. 

Auf Grund dieser Entwicklung ist durch das Sech-
ste Bundesbesoldungserhöhungsgesetz vom 15. No-
vember 1977 (BGBl. I S. 2117) die Vorschrift des § 77 
(neu) in das Bundesbesoldungsgesetz eingefügt 
worden, mit der die stufenbezogenen Lehrämter 
übergangsweise den Bundesbesoldungsordnungen 
zugeordnet werden. Mit Rücksicht auf die besonde-
ren Verhältnisse in Bremen und Hamburg ist die-
sen Ländern gleichzeitig gestattet worden, ihre 
Lehrer mit stufenbezogener Ausbildung unter Be-
achtung von Höchstgrenzen landesgesetzlich einzu-
stufen (§ 80 Abs. 2 BBesG). Die Übergangsregelun-
gen und das mit § 77 BBesG verbundene Regelungs-
verbot für die Länder, die ursprünglich bis zum 
31. Dezember 1981 befristet waren, sind durch das 
Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungs-
gesetz 1981 vom 21. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1465) 
bis zum 31. Dezember 1983 verlängert worden. 

Die nur übergangsweise Einstufung der Lehrämter 
mit stufenbezogenen Lehramtsbefähigungen wird 
dem dargestellten Entwicklungsstand nicht mehr 
gerecht. Außerdem hat sich die Regelung in § 77 
BBesG für Lehrkräfte an integrierten Gesamtschu-
len als kaum praktikabel erwiesen. 

Eine Überweisung der Regelungsbefugnis an den 
Landesgesetzgeber würde die Gefahr divergieren

-

der Länderregelungen heraufbeschwören und liegt 
daher nicht im gemeinsamen Interesse der Länder. 
Es würde zudem der Verantwortung des Bundes für 
die Einheitlichkeit des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern widersprechen, wenn für bedeutende 
Teile der Lehrerbesoldung von der konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz kein Gebrauch ge-
macht würde. 

2. Die vorgeschlagene Neuregelung, die auf um-
fangreichen fachlichen Vorarbeiten auf Länder-
ebene beruht, verfolgt die Konzeption, die schulstu-
fenorientierten Lehrämter unter Berücksichtigung 
ihrer Eigenart und ihrer besoldungsrelevanten Be-
sonderheiten in das bestehende Einstufungsgefüge 
der schulformbezogenen Lehrämter an allgemein-
bildenden und beruflichen Schulen einzufügen. 
Schulpolitisch und besoldungspolitisch uner-
wünschte Reflexwirkungen sollen dadurch vermie-
den werden. Zudem zwingt die finanzielle Situation 
dazu, jegliche Mehrbelastung der Länderhaushalte 
zu vermeiden. 

Von diesen Grundsätzen ausgehend, sieht der Ge-
setzentwurf insbesondere die nachstehenden Rege-
lungen vor: 

a) Das Amt des Primarstufenlehrers wird der Be-
soldungsgruppe A 12 zugeordnet. 

b) Das Grundamt des Lehrers der Sekundarstufe I 
wird einheitlich in Besoldungsgruppe A 12 ein-
gestuft. Bei Verwendung an einer integrierten 
Gesamtschule kann nach mindestens achtjähri-
ger entsprechender Lehrtätigkeit eine Amtszu-
lage von z. Z. 191,02 DM gewährt werden. Bei 
Verwendung an Realschulen sowie Gymnasien 
— einschließlich entsprechender Schulzweige 
an kooperativen und additiven Gesamtschulen 
— wird nach mindestens achtjähriger entspre-
chender Lehrtätigkeit die Möglichkeit einer Be-
förderung nach Besoldungsgruppe A 13 eröffnet. 
Dieses Regelungssystem wird — unter weitge-
hender Berücksichtigung schulorganisatori-
scher Besonderheiten — auf die bisher landes-
rechtlich eingestuften Stufenlehrer in Bremen 
und Hamburg sowie auf die hessischen Lehrer 
an Haupt- und Realschulen übertragen, wobei 
für integrierte Gesamtschulen Abweichungen 
vorgesehen sind. 

c) Der Lehrer der Sekundarstufe II wird dem Stu-
dienrat an Gymnasien gleichgestellt. 

d) Die notwendigen funktionsgebundenen Beförde-
rungsämter an Gesamtschulen werden auf der 
Bewertungsebene ab Besoldungsgruppe A 15 in 
der Bundesbesoldungsordnung A ausgewiesen. 
Die Beförderungsämter unterhalb dieser Bewer-
tungsebene werden der Regelung der Länder 
überlassen; für Beförderungsämter an integrier-
ten Gesamtschulen und für die Schulzweigleiter 
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an kooperativen/additiven Gesamtschulen wer-
den dabei bundeseinheitliche Regelungsmaß-
stäbe vorgesehen. 

Schließlich wird für Lehrer der Sekundarstufe I, 
die an Gymnasien Aufgaben der schulfachlichen 
Koordinierung wahrnehmen, das Beförderungs-
amt „Oberlehrer" in Besoldungsgruppe A 14 aus-
gebracht. 

3. Für die betroffenen Länder sind auf Dauer ge-
wisse Kostenminderungen zu erwarten. Den Län-
dern verbleibt überdies Spielraum bei der Aus-
schöpfung der vorgesehenen Beförderungsmöglich-
keiten. 

Der Umfang der Einsparungen ist — im Hinblick 
auf die weitgehenden Rechts- und Besitzstands-
wahrungen — von der Zahl der Neueinstellungen 
und von der Altersstruktur der vorhandenen Leh-
rerschaft abhängig. Eine erhebliche Rolle spielen 
auch die für die Besoldung der Stufenlehrer bisher 
angewendeten Rechtsvorschriften. 

Eine Schätzung der Kostenminderungen ist daher 
nicht möglich. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Die in § 77 enthaltene Übergangsregelung für Stu-
fenlehrer soll gestrichen werden. Sie wird durch die 
Regelungen in den folgenden Nummern des Ent-
wurfs ersetzt. 

Der Entwurf geht davon aus, daß für eine besondere 
bundesgesetzliche Einstufung des in der Über-
gangsregelung angesprochenen Lehrers mit der Be-
fähigung für ein Lehramt der Sonderpädagogik mit 
Rücksicht auf Nummer 18 der Vorbemerkungen zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B („Lehr-
ämter an Sonderschulen") kein Bedürfnis besteht. 
Die bisher vorgesehene bundesgesetzliche Einstu-
fung soll daher entfallen. 

Nummer 2 

Die Ergänzung des § 78 BBesG um eine neue Fall-
gruppe schafft die Möglichkeit, bei Wahrnehmung 
schulfachlicher Koordinierungsaufgaben anstelle 
der bundes- oder landesgesetzlich ausgebrachten 
Beförderungsämter an integrierten Gesamtschulen 
eine Stellenzulage vorzusehen (Buchstabe a). Als 
Koordinierungsaufgaben schulfachlicher Art gelten 
auch solche pädagogischer/didaktischer Art. Die 
Regelung ermöglicht eine der jeweiligen Ämter-
struktur entsprechende Feindifferenzierung. 

Durch die Einfügung des Satzes 3 (Buchstabe b) soll 
sichergestellt werden, daß mit der Zulagengewäh-
rung nicht die in der neuen Nummer 17 der Vorbe-
merkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A 
und B bestimmte Obergrenze unterlaufen wird. 

Nummer 3 

Die Regelung begrenzt die Möglichkeiten einer hö-
heren Einstufung der Leitungsämter an Grund-
schulen, Hauptschulen und Grund- und Hauptschu-
len in Hessen mit Rücksicht auf die veränderte 
Einstufung der Lehrämter an diesen Schulen. Die 
Besoldungsgruppe A 14 als Höchstgrenze ist auch 
für Berlin ausreichend, da dort der bisherige Rah-
men nicht ausgeschöpft worden ist. 

Die Einrichtung selbständiger Grundschulen in 
Bremen macht eine teilweise Erstreckung der Re-
gelung auf dieses Land wegen der vorhandenen 
Ämterstruktur erforderlich (§ 79 Abs. 2 Satz 3). 

Nummer 4 

Durch die Übernahme der bisher landesgesetzlich 
geregelten Bremischen Lehrer in Besoldungs-
gruppe A 12a und Hamburgischen Studienräte an 
Volks- und Realschulen (BesGr. A 13) in das Bun-
desrecht (vgl. Artikel 2 § 1 Abs. 1 i. V. m. der Anlage) 
sowie durch die unmittelbare bundesgesetzliche Re-
gelung der Stufenlehrerbesoldung ist § 80 BBesG 
gegenstandslos geworden. Für die Besoldung der 
Lehrer für Sonderpädagogik (vgl. § 80 Abs. 2 
BBesG) gilt künftig ausschließlich die Nummer 18 
der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnun-
gen A und B; die bisherige Begrenzung ergibt sich 
aus dem Grundsatz sachgerechter Bewertung. 

Nummern 5 und 6 

Die Vorschriften enthalten die notwendigen Vorga-
ben für den Landesgesetzgeber für die Ausbringung 
von Beförderungsämtern an Gesamtschulen (Num-
mer 5 Buchstabe a) sowie die bundesgesetzlichen 
Zuordnungen von Ämtern zu den Besoldungsord-
nungen (Nummer 5 Buchstaben b bis g, Num-
mer 6). 

Durch Nummer 5 Buchstabe a erhält die bisherige 
Nummer 17 der Vorbemerkungen zu den Bundesbe-
soldungsordnungen A und B eine neue Fassung. 
Die Neufassung baut auf den im Entwurf vorgese-
henen Ämtereinstufungen in der Bundesbesol-
dungsordnung A auf und ermächtigt die Länder, 
den danach offenbleibenden Bereich funktionsge-
bundener Beförderungsämter an integrierten und 
kooperativen/additiven Gesamtschulen in eigener 
Zuständigkeit zu regeln. 

Eingehende Erhebungen in den Ländern haben zu 
dem Ergebnis geführt, daß angesichts der vielfälti-
gen organisatorischen und pädagogischen Unter-
schiede eine umfassende bundeseinheitliche Rege-
lung der Beförderungsämter an Gesamtschulen 
nicht möglich ist. Lediglich ab Besoldungsgruppe 
A 15 lassen sich im wesentlichen einheitliche Äm-
terstrukturen feststellen. Der Entwurf beschränkt 
sich auf eine bundesgesetzliche Einstufung der Äm-
ter dieser Bewertungsebenen und weist den darun-
ter liegenden Bereich dem Landesgesetzgeber zu. 
Der Versuch, auch unterhalb der Besoldungsgruppe 
A 15 liegende Funktionsämter bundeseinheitlich zu 
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regeln, könnte der in diesem Bereich zu verzeich-
nenden Vielfalt der Entwicklungen nicht gerecht 
werden und würde den Vorwurf begründen, daß der 
Bundesgesetzgeber mittelbar in die Organisations-
hoheit der Länder eingreift. 

Die neue Nummer 17 Abs. 1 der Vorbemerkungen 
umschreibt die Regelungskompetenz der Länder 
für Ämter an integrierten Gesamtschulen. Zur Klar-
stellung, daß die bundesgesetzliche Einstufung der 
Beförderungsämter auf der Bewertungsebene ab 
Besoldungsgruppe A 15 abschließend ist, wird die 
Befugnis der Länder ausdrücklich auf die darunter 
liegenden Bereiche begrenzt. Eine weitere Ein-
schränkung ergibt sich daraus, daß die Ämter der 
Laufbahnen des höheren Schuldienstes mit dem 
Eingangsamt in Besoldungsgruppe A 13 zuzüglich 
einer Stellenzulage nach Nummer 27 der Vorbemer-
kungen („Studienrat") vollständig in der Bundesbe-
soldungsordnung A geregelt sind. Für den Fall einer 
Besetzung von landesrechtlich geregelten Ämtern 
in Besoldungsgruppe A 14 mit Amtszulage mit Be-
amten des höheren Schuldienstes bestimmt Num-
mer 17 Abs. 1 Satz 2, daß die entsprechenden Plan-
stellen in die Obergrenze nach Fußnote 9 zur Besol-
dungsgruppe A 15 BBesO einzubeziehen sind; die 
Regelung soll eine Verbesserung der Beförderungs-
verhältnisse in der Laufbahn des höheren Schul-
dienstes vermeiden. 

Ein wesentlicher Bestandteil der Neuregelung ist in 
Nummer 17 Abs. 1 Satz 3 enthalten. Die Vorschrift 
bestimmt für die landesgesetzlich auszuweisenden 
Beförderungsämter eine bundeseinheitlich verbind-
liche Stellenobergrenze von grundsätzlich 12 v. H. 
der vorhandenen Planstellen für Lehrkräfte des ge-
hobenen Dienstes. Die Festlegung dieser Quote be-
ruht auf umfassenden Erhebungen über die in den 
Ländern bestehenden Verhältnisse an den inte-
grierten Gesamtschulen bei gleichzeitiger Berück-
sichtigung der Beförderungssituation im schulform-
bezogenen Bereich. Die Obergrenze gestattet eine 
Ausschöpfung entsprechend der jeweiligen landes

-

spezifischen Organisations-, Ämter- und Kosten-
struktur. Der Grundsatz sachgerechter Bewertung 
fordert Zurückhaltung bei der Ausschöpfung der 
Quote, wenn — wie in Bremen, Hamburg und Hes-
sen — bereits ein Beförderungsamt für „Lehrer" in 
Besoldungsgruppe A 13 bundesgesetzlich ausge-
bracht ist. Eine Quote von 18 v. H. wird für den Aus-
nahmefall zugelassen, daß bei Wahrnehmung von 
Aufgaben der schulfachlichen Koordinierung keine 
Anrechnung auf das Regelstundenmaß erfolgt (z. Z. 
nur in Berlin). 

Die Funktionsbeschreibung für die landesgesetzlich 
auszuweisenden Beförderungsämter knüpft an die 
Formulierung für die Fachleiterfunktion im Amt 
„Studiendirektor" an; die „schulfachliche Koordinie-
rung" umfaßt auch die pädagogische/didaktische 
Koordinierung. 

In der neuen Nummer 17 Abs. 2 der Vorbemerkun-
gen werden für kooperative/additive Gesamtschu-
len entsprechende Regelungen getroffen. Eine un-
mittelbare bundesgesetzliche Ausweisung von Äm-
tern ist in diesem Bereich nur für die Aufgaben des 
Schulleiters und seines ständigen Vertreters sowie 

für den pädagogischen/didaktischen Koordinator 
der Schule vorgesehen. 

Für Schulzweigleiter, deren Aufgabenumfang im 
Hinblick auf die einheitliche Leitung der Schule 
zwangsläufig geringer ist als bei Leitung einer selb-
ständigen Schule, ist den Ländern eine niedrigere 
Bewertung vorgeschrieben, als sie die Bundesbesol-
dungsordnung A für die Leitung entsprechender 
Schulen vorsieht. Die Besoldung der Leiter entspre-
chender Hauptschulen muß nach dieser Einschrän-
kung jedoch nicht unterschritten werden, weil die 
Aufgabe des Schulzweigleiters andernfalls im Hin-
blick auf das sonstige Ämtergefüge eine zu niedrige 
Bewertung erfahren könnte. 

Die den Ländern im übrigen vorgeschriebene Be-
achtung des Grundsatzes sachgerechter Bewertung 
sichert angesichts der gesetzlichen Vorgaben ein 
hinreichend einheitliches Bewertungsgefüge an 
den kooperativen/additiven Gesamtschulen. Der 
Grundsatz verpflichtet zur Berücksichtigung des 
Umstands, daß an diesen Schulen weniger Koordi-
nierungsaufgaben anfallen als an integrierten Ge-
samtschulen. 

Die Regelung in Nummer 5 Buchstabe b ist eine re-
daktionelle Folge der Übernahme des Amtes „Stu-
dienrat — an Volks- und Realschulen —" aus dem 
Hamburgischen Landesrecht in das Bundesrecht 
(vgl. Artikel 2 § 1 Abs. 1 i. V. m. der Anlage). 

Die Nummer 5 Buchstabe c regelt die Grundeinstu-
fung des Lehrers der Sekundarstufe I. Für den Pri-
marstufenlehrer wird von der in der Besoldungs-
gruppe A 12 bereits ausgewiesenen Amtsbezeich-
nung „Lehrer — an allgemeinbildenden Schulen, so-
weit nicht anderweitig eingereiht —" Gebrauch ge-
macht. Für Lehrer der Sekundarstufe I regelt die 
neue Fußnote 10 die Gewährung einer Amtszulage 
bei Verwendung an einer integrierten Gesamtschu-
le, deren Höhe in Nummer 6 (Änderung der Anla-
ge IX zum Bundesbesoldungsgesetz) auf z. Z. 191,02 
DM festgelegt wird. In Nummer 5 Buchstabe d Dop-
pelbuchstaben aa und cc wird für die an Realschu-
len oder Gymnasien eingesetzten Lehrer der Se-
kundarstufe I ein Beförderungsamt in Besoldungs-
gruppe A 13 eingerichtet. 

Die einheitliche Grundeinstufung des Sekundarstu-
fenlehrers I ist notwendige Folge der Einheitlich-
keit des Lehramtes unabhängig von den unter-
schiedlichen Anforderungen in den einzelnen 
Schularten. Diesen kann erst durch differenzierte 
Besoldungsregelungen (Amtszulage bzw. Beförde-
rungsamt) im Verlauf des weiteren Berufswegs 
Rechnung getragen werden. 

Die Grundeinstufung in Besoldungsgruppe A 12 ist 
bereits mit der seit 1977 geltenden Übergangsrege-
lung vorgezeichnet. Sie vermeidet, daß von der 
Einstufung des Sekundarstufenlehrers I Impulse 
zur Höherbewertung des Hauptschullehrers ausge-
hen. 

Die bei Verwendung an einer integrierten Gesamt-
schule nach achtjähriger Lehrtätigkeit zulässige 
Gewährung der Amtszulage ersetzt die — an dieser 
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Schulform kaum praktizierbare — einsatzbezogene 
Gewährung der nichtruhegehaltsfähigen Zulage 
nach der Übergangsregelung. Die Amtszulage si-
chert das derzeitige durchschnittliche Besoldungs-
niveau der Lehrkräfte an den integrierten Gesamt-
schulen und trägt im Vergleich zur Besoldung des 
Hauptschullehrers dem Umstand Rechnung, daß an 
der Sekundarstufe I der integrierten Gesamtschule 
auch Abschlüsse vermittelt werden, die der sog. 
mittleren Reife entsprechen. 

Der Einsatz des Sekundarstufenlehrers I an Real-
schulen und Gymnasien soll nach achtjähriger 
Lehrtätigkeit zu einer Besoldung führen, die der 
geltenden Bewertung des Realschullehrers ent-
spricht. 

Die Einbeziehung des Bremischen Lehrers der Se-
kundarstufe I und des Hamburgischen Lehrers an 
der Grund- und Mittelstufe in die neue Besoldungs-
struktur zwingt zu Modifikationen — vgl. Num-
mer 5 Buchstabe d Doppelbuchstaben aa und cc —, 
weil infolge der besonderen Schulorganisation in 
diesen Ländern ein ausschließlicher Einsatz der 
Lehrkräfte im Realschul- bzw. Gymnasialbereich 
grundsätzlich nicht stattfindet. Für die Beförderung 
nach Besoldungsgruppe A 13 wird daher an den 
überwiegenden Einsatz in diesen Bereichen ange-
knüpft; um Ausuferungen zu vermeiden, sind durch 
die neue Fußnote 11 Obergrenzen für das Beförde-
rungsamt A 13 festgelegt. Es wird im übrigen davon 
ausgegangen, daß die Einrichtung des Beförde-
rungsamtes in Besoldungsgruppe A 13 zur Zurück-
haltung bei der landesgesetzlichen Ausweisung von 
Beförderungsämtern im Rahmen der neuen Vorbe-
merkung Nummer 17 führen wird. Eine entspre-
chende Einstufungsregelung ist — unter Änderung 
der bisherigen bundesgesetzlichen Zuordnung — 
für den hessischen Lehrer an Haupt- und Realschu-
len vorgesehen, der infolge seiner Verwendbarkeit 
an Schulen der gesamten Sekundarstufe I dem Stu-
fenlehrer weitgehend entspricht. 

Durch diese Sonderregelung ist der Verwendungs-
bezug entsprechend dem Grundkonzept gewahrt; 
andererseits bleibt für alle in der Sekundarstufe I 
eingesetzten Lehrer in Bremen, Hamburg und Hes-
sen durch die Schulorganisation bedingt, theore-
tisch die Möglichkeit, in die Besoldungsgruppe A 13 
aufzurücken. Es würde infolgedessen zu einem Be-
wertungsungleichgewicht innerhalb dieser Länder 
führen, wenn Lehrer in der Sekundarstufe I der in-
tegrierten Gesamtschule von dieser Beförderungs-
möglichkeit ausgeschlossen blieben. Der Entwurf 
sieht daher für diese Länder bei einem Einsatz an 
integrierten Gesamtschulen ebenfalls eine Beförde-
rungsmöglichkeit nach Besoldungsgruppe A 13 un-
ter entsprechender Quotierung vor. Der Zielkonflikt 
zwischen einer ausgewogenen Ämterstruktur in-
nerhalb der jeweiligen Länder und der Einheitlich-
keit der Besoldung wird damit im ersteren Sinne 
gelöst. Dabei ist berücksichtigt worden, daß der 
Entwurf bereits einen wichtigen Schritt in Richtung 
einer weiter anzustrebenden Vereinheitlichung be-
deutet. 

Die jeweils in allen Schulformen und -stufen ver

-

wendeten Berliner Lehrer in Besoldungsgruppe 

A 12 bzw. A 13 sind von dem neuen Stufenlehrer-
konzept nicht betroffen. Damit das bundesgesetzli-
che Ämtergefüge durch künftige Verschiebung der 
zahlenmäßigen Relation nicht beeinträchtigt wer-
den kann, ist in der neuen Fußnote 12 eine Be-
schränkung der Zahl der Lehrkräfte in Besoldungs-
gruppe A 13 vorgesehen. 

In Nummer 5 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb und 
Buchstabe e Doppelbuchstabe aa wird der Sekun-
darstufenlehrer II den Studienräten an Gymnasien 
und beruflichen Schulen gleichgestellt. Der auch für 
diese Einstufung geltende Zusatz ,,... bei einer der 
jeweiligen Befähigung entsprechenden Verwen-
dung" geht von dem grundsätzlichen Erfordernis 
aus, diese Lehrkräfte in der Sekundarstufe II einzu-
setzen. 

Die in Nummer 5 Buchstabe e Doppelbuchsta-
ben bb und cc vorgesehene Einrichtung eines Beför-
derungsamtes für Sekundarstufenlehrer I in Besol-
dungsgruppe A 14 („Oberlehrer am Gymnasium") 
berücksichtigt, daß Aufgaben schulfachlicher (päd-
agogischer/didaktischer) Koordinierung an Gymna-
sien auch von Lehrkräften mit der Befähigung für 
das Lehramt der Sekundarstufe I wahrgenommen 
werden können. 

Nummer 5 Buchstaben f und g enthält die bundes-
gesetzliche Einstufung von Ämtern an Gesamtschu-
len auf den Bewertungsebenen ab Besoldungs-
gruppe A 15. Diese Ämter können an Gesamtschu-
len jeweils nur einmal verliehen werden. 

a) Die Ausweisung der Ämter des Schulleiters in 
BesGr. A 16 bzw. A 15+Amtszulage und seines 
ständigen Vertreters in BesGr. A 15 + Amtszu-
lage bzw. A 15 trägt den unterschiedlichen Amts-
inhalten Rechnung, die durch den Umstand, ob 
eine gymnasiale Oberstufe an der Schule einge-
richtet ist oder nicht, sowie ggf. durch die Schü-
lerzahl beeinflußt werden. Der Entwurf folgt da-
mit den Kriterien, die für die Einstufung der 
Schulleiter des herkömmlichen Schulsystems 
gelten. 

Abweichend von der klassischen Leitungsstruk-
tur sieht die Schulorganisation in Niedersachsen 
in Ausnahmefällen eine kollegiale Schulleitung 
vor. Der Entwurf berücksichtigt dies durch Ein-
führung eines entsprechenden Amtes in BesGr. 
A 15 („Gesamtschuldirektor — als Mitglied einer 
kollegialen Schulleitung —"), das nur anstelle 
der Ämter für den Schulleiter und seinen ständi-
gen Vertreter verliehen werden kann. 

b) Sowohl für die integrierten Gesamtschulen wie 
auch die kooperativen/additiven Gesamtschulen 
wird unterhalb der Schulleitung ein Beförde-
rungsamt in BesGr. A 15 für die Wahrnehmung 
der Funktion „des pädagogischen/didaktischen 
Koordinators der Schule" vorgesehen. Der Funk-
tionsinhalt ist gekennzeichnet durch eine für die 
gesamte Schule, also Jahrgangs-, stufen- und 
fachübergreifend gegebene Zuständigkeit für 
Aufgaben der Koordinierung der pädagogischen 
oder didaktischen Arbeit, der Leistungsbewer-
tung und -differenzierung sowie für vielfältige 
andere gesamtschulspezifische Aufgaben. 
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c) Die Ausweisung eines weiteren Beförderungs-
amtes in BesGr. A 15 für den „Leiter der Sekun-
darstufe I einer integrierten Gesamtschule ..." 
berücksichtigt, daß in nahezu allen Ländern mit 
integrierten Gesamtschulen diese Funktion ei-
nes Schulstufenleiters vorhanden ist und besol-
dungsmäßig entsprechend herausgehoben wird. 
Das Amt ist eine der Kernfunktionen innerhalb 
der auf vielfältige organisatorische und pädago-
gische Koordinierung und Kontrolle angewiese-
nen Gesamtschule, die in der Sekundarstufe I 
ihren Schwerpunkt haben. 

Für die Einrichtung dieses Amtes in BesGr. A 15 
neben den übrigen Beförderungsämtern besteht 
kein Bedürfnis, wenn die Schule ausschließlich 
über die Sekundarstufe I verfügt oder diese eine 
bestimmte Schülerzahl in bestimmten Jahr-
gangsstufen nicht erreicht. 

d) Für den Fall, daß die Funktion eines Leiters der 
gymnasialen Oberstufe an einer integrierten Ge-
samtschule eingerichtet ist und nicht vom Schul-
leiter oder seinem Vertreter wahrgenommen 
wird, sieht der Entwurf ein entsprechendes Amt 
in BesGr. A 15 vor, da die geltenden Funktions-
zusätze zum Amt „Studiendirektor" diese Funk-
tion nicht abdecken. 

Um zu vermeiden, daß die für Lehrkräfte des höhe-
ren Schuldienstes in der Fußnote 9 zur BesGr. A 15 
festgelegte Höchstquote überschritten wird, ist in 
den neuen Fußnoten 13 und 14 eine Anrechnung 
vorgesehen, wenn die Ämter der Besoldungsgruppe 
A 15 an Gesamtschulen (vorstehende Buchstaben b 
bis d) mit Beamten dieser Laufbahn besetzt wer-
den. 

Nummer 6 enthält die Änderungen, die in der Anla-
ge IX zum Bundesbesoldungsgesetz infolge der Ein-
fügung neuer Fußnoten zu den Besoldungsgruppen 
erforderlich geworden sind (s. Fußnote 10 zur 
BesGr. A 12, Fußnote 11 zur BesGr. A 15). 

Zu Artikel 2 

Durch das Zweite Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173) sind in 
der Bundesbesoldungsordnung A die Ämter für Lei-
ter der selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufen und deren Vertreter wie die 
Ämter der Leiter; Vertreter von Realschulen einge-
stuft worden. Damals befanden sich die schulform-
unabhängigen Orientierungsstufen noch weitge-
hend im Stadium der Planung. 

Nachdem nunmehr längere Erfahrungen mit den 
Orientierungsstufen vorliegen, hat sich gezeigt, daß 
die hohe Einstufung dieser Ämter nicht unabding-
bare Voraussetzung für die Gewinnung geeigneter 
Bewerber ist. Bei der sachgerechten Bewertung die-
ser Ämter ist insbesondere zu berücksichtigen, daß 
die Orientierungsstufe keinen eigentlichen Ab-
schluß und auch nicht den Wissensstand eines Real-
schulabschlusses vermittelt. Damit erscheint die 
Gleichstellung der Leiter von Orientierungsstufen 

mit den Leitern von Realschulen nicht angemessen. 
Vor allem aber hat die hohe Einstufung der Leiter 
selbständiger Orientierungsstufen zu nicht tragba-
ren Verzerrungen in der Schulleiterbesoldung ge-
führt, weil der Leiter einer Hauptschule mit ange-
gliederter Orientierungsstufe unter Umständen we-
sentlich niedriger besoldet wird als der Leiter einer 
selbständigen Orientierungsstufe gleicher Größe. 
Die Ämter der Leiter von selbständigen schulform-
unabhängigen Orientierungsstufen und deren Ver-
treter sollen deshalb jeweils um eine halbe Besol-
dungsgruppe niedriger eingestuft werden. 

Für die pädagogische Leitung der unselbständigen 
Orientierungsstufen sind Beförderungsämter bis-
her nicht vorgesehen. Da die pädagogische Aufga-
benstellung bei den Leitern sowohl der organisato-
risch selbständigen als auch der den Hauptschulen 
angegliederten schulformunabhängigen Orientie-
rungsstufen gleich zu bewerten ist, sollen solche 
Beförderungsämter ausgebracht werden. 

Durch beide Regelungen soll die Besoldung der Lei-
ter von Orientierungsstufen näher aneinander her-
angeführt werden. Dadurch wird auch vermieden, 
daß die Entscheidung über die Führung der Orien-
tierungsstufe als selbständige oder als angeglie-
derte Schule durch die erheblich günstigere Besol-
dung der Leiter einer selbständigen Orientierungs-
stufe gegenüber der Leiter angegliederter Orientie-
rungsstufen beeinflußt wird, damit vorrangig schul-
politische Erwägungen maßgebend bleiben. 

Zu Artikel 3 

§1 

Die nur noch übergangsweise benötigten bundes- 
und landesgesetzlich geregelten Lehrämter werden 
als „künftig wegfallend" in die Anlage übernommen 
(Absatz 1). Hierdurch sowie durch eine den jeweili-
gen Besonderheiten in den Ländern gerecht wer-
dende Ermächtigung, diese Ämter u. U. auch künf-
tig noch neu zu verleihen, soll eine weitgehende 
Rechtsstandswahrung für die betroffenen Beamten 
und eine möglichst reibungslose Überleitung in die 
neue Ämterstruktur erreicht werden. 

Die Absätze 2 und 3 regeln die Folgen der Ablösung 
von Landesrecht durch Bundesrecht. Absatz 3 ent-
hält die Ermächtigung für eine Überleitungsverord-
nung. 

Die in Absatz 4 festgelegte Verpflichtung zur An-
passung von Landesrecht an Bundesrecht gibt den 
Ländern einen großzügig bemessenen zeitlichen 
Regelungsspielraum. Die Anpassungsverpflichtung 
bezieht sich insbesondere auf die Neuregelung der 
Beförderungsämter an integrierten Gesamtschu-
len. 

§2 

Die Vorschrift enthält längerfristige Übergangsre-
gelungen. Durch Absatz 1 wird für die bisherigen 
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Empfänger einer Stellenzulage nach § 77 Abs. 2 
BBesG der Rechtsstand teilweise gewahrt. Die Re-
gelung in Absatz 2 entspricht der geltenden Vor-
schrift des § 80 Abs. 1 Satz 2 BBesG. 

§3 

Die Regelung sichert den finanziellen Besitzstand 
im Falle einer Verringerung der Dienstbezüge. Sie 
gilt auch im Falle der Verringerung einer Zulage 
nach § 46 BBesG. 

§4 

Durch die Befristung der Übergangsregelung des 
§ 77 BBesG entsteht eine vorübergehende Rege-
lungslücke. § 4 soll die Übergangsregelung nach-
träglich auf die Zeit zwischen dem 31. Dezember 
1983 und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er-
strecken (Absatz 1). Es wird im Hinblick hierauf da

-

von ausgegangen, daß die vorhandenen wie auch 
die neu eintretenden Stufenlehrer — letztere in An-
wendung des § 19 Abs. 1 Satz 2 BBesG — besol-
dungsmäßig wie in der Zeit bis zum 31. Dezember 
1983 behandelt werden. 

Für die nach dem 31. Dezember 1983 neu eintreten-
den Lehrkräfte gewährleistet Absatz 2 eine sachge-
rechte Anwendung des künftigen § 19a BBesG. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Mit Rücksicht auf das Auslaufen der Übergangsre-
gelungen der §§ 77 und 80 Abs. 2 BBesG zum 31. De-
zember 1983 ist ein möglichst frühzeitiges Inkraft-
treten des Gesetzes vorzusehen. 



Drucksache 10/1362 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode 

Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates zu. Sie bittet, angesichts der vorge-
schlagenen zahlreichen Einzeländerungen des Bun-
desbesoldungsgesetzes in den Gesetzentwurf fol-
genden Artikel 3 a einzufügen: 

„Artikel 3 a 
Neufassung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Der Bundesminister des Innern kann den Wort-
laut des Bundesbesoldungsgesetzes in der vom In-
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen." 


